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„Verpflichtungsermächtigung 25.200,0 0,0 
Davon zur Zahlung fällig im  
Haushaltsjahr 2019 ...........................bis zu 6.300,0 0,0 
Haushaltsjahr 2020 ...........................bis zu 6.300,0 0,0 
Haushaltsjahr 2021 ...........................bis zu 6.300,0 0,0 
Haushaltsjahr 2022 ...........................bis zu 6.300,0 0,0“ 
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 09 – Ministerium für Soziales und
Integration des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2018/19 in seiner 
22. Sitzung am 23. November 2017 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurden auch folgende Mitteilungen, soweit Einzel -
plan 09 betroffen:

a) Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom
8. November 2017
– Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dotationen und Aus -

stattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außer-
tariflicher Sonderverträge Beschäftigten

– Drucksache 16/3019
b) Mitteilung der Landesregierung vom 6. November 2017

– 48. Landesjugendplan Baden-Württemberg für die Haus -
halts jahre 2018/2019

– Drucksache 16/3009
mit der Empfehlung des Ausschusses für Soziales und Integra-
tion, vom 15. November 2017 (vgl. Anlage 1)

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
09/1 bis 09/8, 09/10 bis 09/53 sowie der Entschließungsantrag 09/9 sind diesem
Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums für
Soziales und Integration.

Der Berichterstatter führt aus, er habe Mitte November 2017 im Ministerium ein
Gespräch über den Entwurf des Einzelplans 09 geführt und sich einzelne Positio-
nen erläutern lassen.

Der Etat des Ministeriums für Soziales und Integration umfasse Gesamteinnah-
men von 63 Millionen € im Jahr 2018 und 54,4 Millionen € im Jahr 2019. Die
Gesamtausgaben beliefen sich auf 1,63 Milliarden € im Jahr 2018 und 1,54 Mil-
liarden € im Jahr 2019. Der Rückgang der Ausgaben von 2018 auf 2019 sei ins-
besondere auf die Reduzierung der Zuweisungen und Zuschüsse – ohne Investi-
tionen – zurückzuführen. 

Für Verpflichtungsermächtigungen seien 2018  251,6 Millionen € und 2019
251,9 Millionen € veranschlagt.

Der Anteil des Einzelplans 09 an den gesamten Landesausgaben liege 2018 bei
3,28 % und 2019 bei 3,01 %. Im laufenden Jahr 2017 betrage dieser Anteil 3,53 %.

Die Zuweisungen und Zuschüsse – ohne Investitionen – verminderten sich von
1,095 Milliarden € in diesem Jahr auf 1,034 Milliarden € im Jahr 2018 und 0,95
Milliarden € im Jahr 2019. Der Grund für die Reduzierung im Jahr 2018 liege ins-
besondere in der Absenkung der Kostenerstattung bei der Gewährung der Jugend-
hilfe nach der Einreise, während die Reduzierung im Jahr 2019 auf das Auslaufen
der Finanzierung des Pakts für Integration zurückzuführen sei.

Die von der Landesregierung beschlossene Konsolidierungsauflage für 2018 und
2019 in Höhe von 12,8 Millionen € bzw. 25,3 Millionen € werde durch eine
entsprechende Senkung der Investitionsmittel im Krankenhausbereich erfüllt.
Gleichwohl müsse das Ministerium aufgrund einer globalen Minderausgabe in
Höhe von 31,3 Millionen € 2018 und 30 Millionen € 2019 zusätzlich erhebliche
Einsparungen erbringen. Auf seine Rückfrage hin seien dafür keine Positionen
genannt worden. Dies wäre auch schwierig gewesen. Die globale Minderausgabe
solle im Haushaltsvollzug erwirtschaftet werden. Hinzu komme die zu erwartende
Beteiligung an der allgemeinen globalen Minderausgabe im Einzelplan 12: Allge-
meine Finanzverwaltung.

Im Haushaltsentwurf seien 801 Stellen für 2018 und 799 Stellen für 2019 veran-
schlagt. 2017 habe es sich um 792,5 Stellen gehandelt. Mit dem Haushalt
2018/2019 würden für neue Schwerpunktaufgaben insgesamt 13 Stellen neu
geschaffen und 31 Entfristungen im nachgeordneten Bereich berücksichtigt.
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Gleich zeitig setze sich der Vollzug der k.w.-Stellen fort, sodass die Stellen -
entwicklung ab dem Jahr 2019 wieder rückläufig sei.

Zum 1. März 2017 sei die Stelle des Landes-Demografiebeauftragten besetzt wor-
den. Hierbei handle es sich um eine E-14-Stelle und 1,5 Stellen für die Ge -
schäftsstelle.

Die größten Ausgabenpositionen seien die Krankenhausfinanzierung mit 455,1 Mil-
lionen € im Jahr 2018 und 438,1 Millionen € im Jahr 2019 sowie die Zu schüsse für
Schulen an anerkannten Heimen für Minderjährige und Berufsbildungswerken mit
241,8 Millionen € im Jahr 2018 und 218,2 Millionen € im Jahr 2019.

Eine dritte größere Sachausgabe bilde die Kostenerstattung bei Gewährung der
Jugendhilfe nach der Einreise. Veranschlagt seien in den Jahren 2018 und 2019
jeweils 183,5 Millionen €. Der Ansatz für unbegleitete minderjährige Ausländer
in diesem Haushaltsjahr sei realistisch, wie er erfahren habe.

Des Weiteren verweise er auf die Betriebskosten für den Maßregelvollzug in den
Zentren für Psychiatrie – 118,5 Millionen € im Jahr 2018, 121 Millionen € im
Jahr 2019 – sowie auf Zuschüsse an Schulen zur Ausbildung für Sozialberufe in
Höhe von 73,1 Millionen € im Jahr 2018 und 78,2 Millionen € im Jahr 2019.

Als letzte größere Sachausgabe nenne er die Förderung von Integrationsmaßnah-
men mit 70 Millionen € im Jahr 2018. Er erwähne in diesem Zusammenhang etwa
die Förderung von Integrationsmanagern.

Er komme nun auf Verbesserungen bei der Mittelausstattung zu sprechen:

Zur Weiterentwicklung des Zukunftsplans Jugend würden in den Jahren 2018 und
2019 jeweils 5 Millionen € als Mehrbedarf veranschlagt. Zusätzlich würden Ver -
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 5 Millionen € pro Jahr ausgewiesen.

Zur Umsetzung der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission „Pflege“ 
– Schwerpunkt bilde die alters- und generationengerechte Quartiersentwicklung –
seien jeweils 6 Millionen € ausgebracht. Hinzu kämen Verpflichtungsermächti-
gungen in gleicher Höhe pro Jahr.

Für die Fortführung der Integrationsarbeit außerhalb des Pakts für Integration mit
den Kommunen würden zusätzlich jeweils 5,2 Millionen € eingestellt.

Der Haushaltsentwurf sehe für die Erstattung der Betriebskosten des Maßregel -
vollzugs an den Zentren für Psychiatrie 2018 und 2019 zusätzlich 1,8 Millionen €
bzw. 4,3 Millionen € vor.

Bei den Zuschüssen für Schulen an anerkannten Heimen für Minderjährige und
Berufsbildungswerken seien insbesondere aufgrund einer Entscheidung des Ver-
waltungsgerichtshofs Mannheim zur Sachkostenbezuschussung für private Son-
derberufsschulen und Sonderberufsfachschulen erhebliche Mehrbedarfe zu be -
rücksichtigen gewesen. Die Zuschüsse müssten dadurch um jeweils 7 Millionen €
steigen. Außerdem sei ein einmaliger Mehrbedarf für Nachzahlungen berück-
sichtigt worden.

In Umsetzung der Beschaffungsvereinbarung mit der EU-Kommission würden
Mittel für die Pandemieimpfstoffbeschaffung – Bereitstellungsgebühren – in
Höhe von 3,6 Millionen € für 2018 und 6,3 Millionen € für 2019 veranschlagt.
Diese gingen in der Regel an Firmen der pharmazeutischen Industrie, die prak-
tisch eine Umstellung der Produktionslinie für den Fall der Fälle vorhielten.

Für Sanierungsinvestitionen im Bereich der Zentren für Psychiatrie würden über
den Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – jeweils 20 Millionen € in
den Jahren 2018 und 2019 bereitgestellt. In diesem Zusammenhang würden vier
konkrete Projekte ins Auge gefasst.

Im Rahmen der Gesamtmittel für die Digitalisierungsstrategie des Landes beim
Einzelplan 12 sollten entsprechende Mehrbedarfe für die Digitalisierung in Me -
dizin und Pflege nach Maßgabe der Entscheidungen des entsprechenden Ka -
binettsausschusses berücksichtigt werden. Das Ministerium wolle selbstverständ -
lich so viel wie möglich erhalten. Angesichts dessen, was sich bei den Kranken-
häusern zeige, bleibe nur zu hoffen, dass dies gelinge.

Zur Umsetzung von neuen bundesgesetzlichen Vorgaben sei Vorsorge getroffen
worden: 
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Durch das geplante Ausführungsgesetz zum Bundesteilhabegesetz entstehe den
Stadt- und Landkreisen 2018 und 2019 ein Mehraufwand, der nach Auffassung
des Landes aber keine Konnexität auslöse. Das Ergebnis des Anhörungsver-
fahrens zu diesem Gesetz bleibe abzuwarten. Als Freiwilligkeitsleistungen des
Landes würden für nachgewiesene Mehraufwendungen im Leistungsbereich 
4,9 Millionen € im Jahr 2018 bzw. 8,4 Millionen € im Jahr 2019 im Einzelplan 09
und zusätzlich für Verwaltungsmehraufwand im Einzelplan 12 jeweils 4,3 Millio-
nen € berücksichtigt.

Unterhaltsvorschussgesetz: Die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für reformbe-
dingte Mehraufwendungen über die im Einzelplan 09 veranschlagten Mittel hin-
aus solle über die Rücklage für Haushaltsrisiken erfolgen.

Ausführungsgesetz zum Prostituiertenschutzgesetz: Der kommunale Mehrauf -
wand werde ab dem Jahr 2018 nach Konnexitätsgrundsätzen über das FAG aus-
geglichen. Dabei handle es sich um 1,8 Millionen € im Jahr 2018 und 2,5 Millio-
nen € im Jahr 2019. Das Ausführungsgesetz zum Prostituiertenschutzgesetz sei
bereits zum 1. November 2017 in Kraft getreten. Für dieses Jahr werde eine
Einzelveranschlagung vorgenommen.

Der Vorsitzende erinnert daran, die Fraktionen seien übereingekommen, hier im
Ausschuss keine allgemeinen grundsätzlichen Erklärungen abzugeben. Dies solle
vielmehr der Beratung der Einzeletats im Plenum vorbehalten bleiben. Er rufe die
einzelnen Kapitel sowie die diesbezüglich vorliegenden Anträge auf. An-
schließend bestehe die Gelegenheit, sich dazu zu äußern. Am Ende der Diskus-
sion lasse er über das aufgerufene Kapitel und die dazu gegebenenfalls einge-
brachten Anträge abstimmen. Dieses Verfahren habe sich bisher als sehr speditiv
erwiesen.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, so -
weit diese den Einzelplan 09 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort, von den produktorien-
tierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der Fach-
bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0901

Ministerium

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP verweist auf das Begehren und die
schriftliche Begründung des Änderungsantrags 09/1.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE betont, neue Aufgaben erforderten neue
Stellen. Insbesondere die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes bilde eine große
Aufgabe, die das Land schultern müsse und auch schultern wolle. Insofern könne
dem Änderungsantrag 09/1 nicht zugestimmt werden.

Der Änderungsantrag 09/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0901 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0902

Allgemeine Bewilligungen

Der Minister für Soziales und Integration gibt auf Frage eines Abgeordneten der
Fraktion der SPD bekannt, das Ministerium erbringe seinen Beitrag zur Erfüllung
der Konsolidierungsauflage durch moderate Kürzungen bei der Krankenhausfi-
nanzierung. Die einzelplanspezifische globale Minderausgabe wiederum werde
im Haushaltsvollzug erwirtschaftet.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt nach, ob die Beiträge zur Erfüllung
der Konsolidierungsauflage auch in der mittelfristigen Finanzplanung reflektiert
seien und somit als strukturell gälten.

Der Minister für Soziales und Integration bejaht dies.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, der Berichterstatter für
den Einzelplan 09 habe darauf hingewiesen, dass noch eine Beteiligung an der all-
gemeinen globalen Minderausgabe im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwal-
tung – zu erwarten sei. Er fragt, ob sich hierzu schon Beträge nennen ließen.

Der Minister für Soziales und Integration antwortet, die zu erbringende Summe
werde im Rahmen der neuen Verwaltungsvorschrift Haushaltsvollzug bestimmt.
Diese liege noch nicht vor.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP ist der Ansicht, im Sinne der Haus -
haltsklarheit wäre es gut, wenn schon bekannt wäre, was auf den Haushalt zu -
komme.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen bemerkt, der Anteil des Sozial -
ministeriums an der allgemeinen globalen Minderausgabe im Einzelplan 12 dürfte
sich in der Größenordnung von 1 bis 2 Millionen € bewegen.

Kapitel 0902 einstimmig bei Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0905

Hilfen für Menschen mit Behinderungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/7, 09/8 und 09/38 mit zur Beratung
auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, das Land habe 2017 die Förder-
mittel für Investitionen in der Behindertenhilfe um ca. 15 % gekürzt. Nach einer
Pressemitteilung der Diakonie Württemberg hätten bei der letzten Mittelvergabe
30 förderfähige Vorhaben nicht umgesetzt werden können. Sie interessiere, ob der
Minister diese Zahl bestätige. Ferner bitte sie den Minister um eine Einschätzung,
wie er ohne eine deutliche Aufstockung der angesprochenen Mittel die Dezentra -
lisierung in der stationären Behindertenhilfe umsetzen wolle.

Der Minister für Soziales und Integration führt an, das Sozialministerium habe
auch 2017, wie schon in den Haushaltsjahren 2011 bis 2016, einen Beitrag zur
Konsolidierung des Haushalts leisten müssen. Das von seiner Vorrednerin ange-
sprochene Schreiben der Diakonie Württemberg und die Ergebnisse der letzten
Förderausschusssitzung vor zwei Tagen kenne er noch nicht.

Seine Vorrednerin habe auch die Dezentralisierung im Bereich Wohnen erwähnt.
2023 werde es keine stationären Einrichtungen mehr geben, da der Bund dann die
Leistungen zu Lebensunterhalt, Wohnen, Unterkunft und Verköstigung komplett
von den Fachleistungen trenne.

Das Sozialministerium erstelle gemeinsam mit den Trägern ein Konzept dahin
gehend, dass die ambulante Versorgung im gewöhnlichen Segment der Woh-
nungsunterbringung, des geförderten Wohnungsbaus stattfinde. Der jetzige För -
der schwerpunkt gehe vor allem in Richtung Budget für Arbeitsförderung und Ar-
beitsmarktintegration. Dies sei auf sehr gute Resonanz gestoßen. Somit befinde
man sich hinsichtlich der Versorgung der Betroffenen auf einem guten Weg.

Die Änderungsanträge 09/7 und 09/8 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/38 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0905 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0908

Integration

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/21, 09/22, 09/23, 09/36, 09/24,
09/3, 09/25, 09/26, 09/4 und 09/39 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt zum Ausdruck, die Länder hätten
2017 deutliche Zuweisungen des Bundes für die Integration von Flüchtlingen er-
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halten. Sie nehme an, dass diese Zuweisungen nicht vollständig im Haushalt des
Sozialministeriums verbucht würden. So fielen auch im Bereich des Kultusminis-
teriums Aufgaben an. Sie bitte um Auskunft, wie hoch die Zuweisungen des Bun-
des seien und wo diese Einnahmen im Landeshaushalt ausgewiesen würden.

Bezüglich des im April 2017 unterzeichneten Pakts für Integration interessiere sie
noch, wie sich der Mittelabfluss derzeit darstelle.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD unterstreicht, die AfD lehne die Form der
Integration, die die anderen Fraktionen verfolgten, ab. Dies spiegle sich in den
Anträgen der AfD wider. Ihre Fraktion habe darin zum Teil eine Umstruk-
turierung von Mitteln vorgenommen mit dem Zweck, sie für die Förderung von
Remigrationsmanagern bereitzustellen.

Der Minister für Soziales und Integration teilt mit, ein Großteil der Mittel aus den
Bund-Länder-Finanzbeziehungen sei über den gesamten Haushalt verteilt. Zu
einem früheren Zeitpunkt hätten sich die Mittel vom Bund auf 780 Millionen €
belaufen.

Für den Pakt für Integration (PIK) seien beim Sozialministerium 70 Millionen €
veranschlagt. Die Anhörung zur VwV-Integration sei beendet, und es lägen noch -
mals neue Fallzahlen vor. Das Integrationsmanagement könne jetzt für 74 000
Menschen ausgekehrt werden. Nachdem es sich um übertragbare Mittel handle,
wirke dies bis in das Jahr 2019 hinein. Beim Haushaltsjahr 2019 stehe dann
allerdings deshalb eine Null, weil mit der neuen Bundesregierung über die Bund-
Länder-Mittel erst verhandelt werden müsse.

In der Fachdebatte habe Konsens hinsichtlich eines konditionierten PIK ge -
herrscht. Es gelte, anhand der Einzelintegrationspläne zielorientiert zu prüfen, wer
beispielsweise in das Regelsystem komme, und mit den Verbänden und den Kom-
munen den Bedarf festzustellen. Im Laufe des Jahres bzw. sobald es ein Signal
aus Berlin gebe, werde das Thema dann gemeinsam mit den Abgeordneten aufge-
griffen.

Was das Verhältnis „kommunale Erbringer“ und „Delegation an die Wohlfahrts -
pflege“ betreffe, werde eine positive Entwicklung verzeichnet. Der kollegiale
Umgang im gesamten Land sei erfreulich.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen bestätigt die Leertitel auf Seite 60
des Einzelplans 09; in diesem Bereich sei kein Euro angekommen. Hinsicht lich
der Bundesmittel verweist sie auf Einzelplan 12: Allgemeine Finanzverwaltung, 

Die Änderungsanträge 09/21, 09/22, 09/23 und 09/36 werden je -
weils mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende merkt an, der Änderungsantrag 09/24 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 09/3 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge 09/24, 09/3 und 09/25
jeweils mehrheitlich ab.

Der Vorsitzende erklärt, der Änderungsantrag 09/26 gehe weiter als die Än-
derungsanträge 09/4 und 09/39. Daher lasse er zuerst über den Änderungsantrag
09/26 abstimmen.

Die Änderungsanträge 09/26 und 09/4 verfallen jeweils mehr -
heitlich der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 09/39 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0908 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 09/9 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0913 einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0917

Wohlfahrtspflege und Bürgerschaftliches Engagement

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 09/5 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD nimmt Bezug auf Titel 684 08 – Zu -
schüsse an die Schulen zur Ausbildung für Sozialberufe, soweit sie der Schulauf-
sicht des Sozialministeriums unterstehen – und die Aussage des Ministers bei den
letzten Haushaltsberatungen, dass es einer Erhöhung dieser Zuschüsse aufgrund
der gestiegenen Schülerzahlen bedürfe. Sie stellt fest, gegenüber dem Soll des
Haushalts 2017 finde im Haushalt 2018 eine deutliche Kürzung und im Haushalt
2019 dann wieder eine Erhöhung des Ansatzes statt. Im Hinblick auf die schwan -
kenden Schülerzahlen sei dies nicht nachzuvollziehen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bezeichnet die Ergebnisse aus dem
Armuts- und Reichtumsbericht aus der letzten Legislaturperiode als überschaubar.
Mit dem Änderungsantrag 09/5 begehre seine Fraktion die Streichung der Titel-
gruppe 79, denn es sei sinnvoller, diese Mittel in anderen Bereichen zu inves -
tieren.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erinnert an eine entsprechende Anhörung
im Landtag in der letzten Woche. Weiter betont sie, der Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung sei nicht ausreichend und das Vorliegen konkreter
Zahlen für Baden-Württemberg wichtig, um passgenau ansetzen zu können. Dem
Änderungsantrag werde deshalb nicht zugestimmt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD hält das Vorliegen des Berichts für die
Kommunikation der Abgeordneten in den dezentralen Einheiten der entsprechen-
den Organisationen in den Wahlkreisen für wichtig. Des Weiteren wirke er sich
mildernd auf die derzeit unbefriedigende Gesamtsituation aus.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE betont, aus dem Armuts- und Reichtums-
bericht seien Konsequenzen gezogen worden. Ohne diesen und den dazugehöri-
gen Prozess gäbe es keine Modellprojekte und auch nicht die landesweite Erhe-
bung zur Wohnungslosigkeit und daraus resultierend die Wohnungsnotfallstatis-
tik. Armutslindernd bzw. -bekämpfend tätig zu werden – z. B. durch die Vernet-
zung lokaler Bündnisse – sei alles andere als Unsinn und auch keine Doppelung
dessen, was auf Bundesebene passiere.

Der Minister für Soziales und Integration legt dar, die weniger kostenintensiven
Teilzeitausbildungen seien erstmalig zahlengenau abgebildet. Aufgrund dessen
sei der Ansatz bei Titel 684 08 reduziert und dann wieder angepasst worden.

Hinsichtlich des Armuts- und Reichtumsberichts gelte es zu bedenken, dass es in
dieser Legislaturperiode um die Umsetzung der daraus gewonnenen Erkenntnisse
gehe. Es erfolge eine Prüfung der Armutsrisiken. Auch werde gefragt, an welcher
Stelle sich die Chancen von Kindern stärken sowie Armutsbiografien systema-
tisch mit Netzwerkpartnern bekämpfen ließen. Mit vergleichsweise geringen Mit-
teln könne daher ein hoher volkswirtschaftlicher und persönlicher Schaden ab -
gewendet werden. 

Der Änderungsantrag 09/5 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0917 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0918

Jugendhilfe

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/20, 09/28, 09/29, 09/10, 09/40,
09/37, 09/11 und 09/27 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD teilt mit, zwischenzeitlich sei die The-
matik auch in den Medien angekommen, dass viele unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge in Wirklichkeit älter seien. Mit einer Altersüberprüfung würden hohe
Betreuungskosten entfallen; damit ginge ein hohes Einsparpotenzial einher. Sie
bitte um Auskunft, was gegen die Einführung einer Altersüberprüfung spreche.
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Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD nimmt Bezug auf Titel 231 79 N – Erstat-
tungen des Bundes –, bei dem es um das bundesweite Kostenausgleichsverfahren
für unbegleitete minderjährige Ausländer (UMA) gehe. Sie interessiere, ob im 
letzten Jahr tatsächlich Ausgaben von über 100 Millionen € im Landeshaushalt
angesetzt gewesen seien, während jetzt mit Einnahmen von rund 8 Millionen €
gerechnet werde. Von Interesse sei auch, wie hoch die bisherigen Ausgaben im
Jahr 2017 seien oder ob sich hier ebenso mit Einnahmen rechnen lasse. Infolge
der Zahlen des Kommunalverbands für Jugend und Soziales erfülle Baden-Würt-
temberg seit August 2016 die Sollzahlen im Ländervergleich.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP stellt fest, bei Titel 633 79 – Kos -
tenerstattungen an Gemeinden und Gemeindeverbände – sei der Mittelansatz im
Haushalt 2018/2019 geringer als im Haushalt 2017. Ihn interessiere, mit welcher
Zahl von UMA innerhalb der beiden kommenden Jahre gerechnet werde bzw. ob
es sich um eine gleichbleibende Zahl handle.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE unterstreicht, eine Altersüberprüfung
finde längst flächendeckend statt. 

Bemerkenswerterweise habe die Abgeordnete der SPD nicht zum Änderungs -
antrag 09/10 ihrer Fraktion Stellung bezogen, bei dem es um die Kampagne „Ju-
gendarbeit ist MehrWert“ gehe. Vermutlich spreche die Begründung dieses
Antrags für sich selbst:

        Aus der Anhörung zum Landesjugendplan am 15. November 2017 wurde
deutlich, dass das Ministerium für Soziales und Integration ohnehin in diese
Richtung plant.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD erläutert den Änderungsantrag 09/28. Ihre
Fraktion erachte Titel 684 05 – Zuschüsse an den Ring politischer Jugend – als
Subventionierung der Jugendorganisationen von CDU, Grünen, SPD und Libe -
ralen und damit als verdeckte Parteienfinanzierung. Sie bitte um eine diesbe -
zügliche Stellungnahme.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bekräftigt die gerade zitierte Aussage aus
der schriftlichen Begründung des Änderungsantrags 09/10. Sie betont, mit dem
Änderungsantrag sollten deshalb Mittel in Höhe von 2,5 Millionen € aus Titel 684 78
– Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale oder ähnliche Einrichtungen – bei Ti-
tel 684 72 – Zuschüsse an sonstige Träger für Maßnahmen der Jugendbildung –
veranschlagt werden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE sieht dafür aufgrund der gegenseitigen
Deckungsfähigkeit der beiden Titel keine Notwendigkeit. Außerdem stellt er fest,
dass offenbar eine Anpassung der Förderpauschale für Bildungsreferenten im
Haushalt 2018/2019 an die Tarifkostensteigerung begehrt werde. In diesem Zu -
sammenhang weise er darauf hin, dass das Ministerium in diese Richtung gehe
und es in der letzten Legislaturperiode das damals SPD-geführte Haus abgelehnt
habe, so etwas zu verankern.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD entgegnet, damals hätten andere Zeiten
geherrscht. Des Weiteren erklärt er, der Vorschlag seiner Fraktion diene dem
Grundsatz der Haushaltswahrheit und der Haushaltsklarheit. Die fachliche Mei -
nung der mit dem Haushalt betrauten Mitarbeiter sei deshalb von Interesse.

Der Minister für Soziales und Integration gibt bekannt, dass zu gegebener Zeit
eine Umschichtung der entsprechenden Mittel erfolge. Außerdem verweise er da-
rauf, dass es im gesamten Verfahren zum Zukunftsplan Jugend und den dazu -
gehörigen Beteiligungsprozessen mit den Jugendverbänden und dem Lenkungs -
ausschuss gelungen sei, u. a. das aus der Vorgängerregierung übrig gebliebene
Thema Bildungsreferenten in geordnete Bahnen zu lenken. Jetzt könne auf eine
Vorgehensweise zurückgegriffen werden, die alle wesentlichen Akteure der Ju-
gendarbeit unterstützten. In diesem Zusammenhang werde auch auf die ent -
sprechende Denkschrift des Landesjugendrings hingewiesen.

Was das Kostenausgleichsverfahren für unbegleitete minderjährige Ausländer an-
belange, sei vom Bundesverwaltungsamt tatsächlich eine Rückzahlung in Höhe
von rund 8 Millionen € zu erwarten. Zudem seien die Ausgaben – Stand 31. Okto-
ber – niedriger als die angemeldeten. Die Zugangszahlen der UMA ließen sich im
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Hinblick auf Reise-Hotspots, Umgehungs-Hotspots oder das entkoppelte Verhal-
ten junger Geflüchteter zu Familiengeflüchteten aus klassischen Bürgerkriegslän-
dern und Kriegsgebieten jedoch kaum prognostizieren. Es gelte daher, auf die
volatilen Fallzahlen und Kosten ein wachsames Auge zu haben, um nicht aus der
Defensive zu kommen.

Die Verhandlungen von Bund und Ländern hinsichtlich des Finanzausgleichs der
Erstaufnehmenden hätten etwa eineinhalb Jahre gedauert. In Bayern sei beispiels -
weise die Aufnahme zu hohen Kosten erfolgt, und Baden-Württemberg habe dann
für nicht in Anspruch genommene Kapazitäten nachgezahlt. Jetzt werde jedoch
abgerechnet, was auch geleistet werde, und am Ende des Rechnungs zeitraums
lasse sich feststellen, was für die UMA aufgewendet worden sei.

Im Frühjahr dieses Jahres hätten das Sozial- und das Innenministerium gemein-
sam mit dem Landeskriminalamt eine komplette erkennungsdienstliche Behand-
lung durchgeführt und Standards gesetzt. Diese ED-Behandlung sowie eine Al-
ters- und Gesundheitsfeststellung erfolgten bei jedem UMA, sodass jetzt genau
bekannt sei, welche Altersklassen und Personen in das jeweilige Versorgungssys-
tem kämen. Baden-Württemberg sei damit vorbildlich.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD bittet darzulegen, wie die Altersfeststel-
lung durchgeführt werde. Des Weiteren frage sie nach dem Ergebnis der Überprü-
fung und ob sich – wie in vielen anderen Ländern – bestätigt habe, dass ein
Großteil der angeblich Jugendlichen doch nicht mehr sozusagen jugendlich gewe-
sen sei.

Der Minister für Soziales und Integration äußert, wenn die genauen Zahlen vorlä-
gen, würden sie dem Ausschuss für Soziales und Integration vorgelegt und Kon -
zepte debattiert.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD fragt nach, ob insofern diese Zahlen bzw.
dieses Ergebnis noch nicht in die Berechnung eingeflossen seien.

Der Minister für Soziales und Integration teilt mit, der Ausgangspunkt sei ein
Mittelwert in einer Größenordnung, um maximal handlungsfähig zu sein und
nicht nachsteuern zu müssen.

Die Änderungsanträge 09/20, 09/28, 09/29 und 09/10 werden je -
weils mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/40 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Der Änderungsantrag 09/37 wird mehrheitlich abgelehnt.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD zieht namens ihrer Fraktion den Ände -
rungsantrag 09/11 aufgrund der Ablehnung des Änderungsantrags 09/10 zurück.

Der Änderungsantrag 09/27 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum ohne Widerspruch, von der
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 16/3009, soweit diese
den Einzelplan 09 betrifft, Kenntnis zu nehmen.

Kapitel 0918 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0919

Familienhilfe

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/12, 09/42, 09/30, 09/43, 09/41 und
09/13 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD stellt fest, der Änderungsantrag 09/43
begehre, den Titel 893 01 N – Zuschüsse für Investitionen an sonstige Träger –
neu einzufügen. Dies werde mit dem investiven Sanierungsbedarf bei den Fami-
lienferienstätten begründet. Sie interessiere, was sich mit dem dafür vorgesehenen
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Mittelansatz in Höhe von 20 000 € erreichen lasse bzw. inwieweit es sich hier um
eine wahlkreisbezogene Angelegenheit handle.

Der Minister für Soziales und Integration legt dar, es handle sich nicht um eine
wahlkreisbezogene Angelegenheit, sondern um eine Notwendigkeit bei einem
besonderen Träger.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD nimmt Bezug auf Titel 684 01 – Beiträge
und Zuschüsse an Vereinigungen, die auf dem Gebiet der Familienpflege tätig
sind – und zeigt auf, mit dem Änderungsantrag 09/30 begehre ihre Fraktion eine
Streichung der Mittel für den Verein „Pro Familia“, weil sich diese Organisation
für die Frühsexualisierung einsetze.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE merkt an, er wisse nicht, ob üble Nach -
rede unter die Meinungsfreiheit falle.

Der Vorsitzende erklärt, der Änderungsantrag 09/12 gehe weiter als die Än-
derungsanträge 09/42 und 09/30 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 09/12 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/42 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Vorsitzende hält fest, eine Abstimmung über den Änderungsantrag 09/30
habe sich durch die Annahme des Änderungsantrags 09/42 erübrigt.

Den Änderungsanträgen 09/43 und 09/41 wird jeweils mehrheit -
lich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 09/13 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Kapitel 0919 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0920

Ältere Menschen und Pflege

Dem Änderungsantrag 09/44 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0920 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0921

Förderung der Chancengleichheit und Demografie

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/31, 09/45, 09/14, 09/33, 09/32,
09/46, 09/15, 09/6 und 09/47 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD erkundigt sich hinsichtlich Titel 684 02 –
Zuschüsse für Maßnahmen im Bereich der Chancengleichheit –, warum in der Er-
läuterung das Wort „institutionell“ erstmalig Erwähnung finde.

Der Minister für Soziales und Integration antwortet, es handle sich um eine redak-
tionelle Anpassung.

Eine Abgeordnete der Fraktion der AfD fragt unter Nennung des Titels 547 73,
warum im Gegensatz zum Vorjahr für den Aktionsplan „Für Akzeptanz & gleiche
Rechte Baden-Württemberg“ wieder Mittel eingestellt seien.

Der Minister für Soziales und Integration teilt mit, dass bei Titel 547 01 weiterhin
Mittel in Höhe von 45 000 € eingestellt seien.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen merkt an, nach ihrer Auffassung
habe sich die Frage von der Abgeordneten der Fraktion der AfD auf einen anderen
Punkt bezogen. Bei Titel 547 01 seien weiterhin Mittel in Höhe von 45 000 € ein -
gestellt, und bei Titelgruppe 73 – Aktionsplan „Für Akzeptanz & glei che Rechte
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Baden-Württemberg“ – habe eine Erhöhung von 250 000 € auf 300 000 € stattge-
funden. Eine Ausweisung mit 0 € habe sie nicht gefunden.

Die Abgeordnete der Fraktion der AfD korrigiert ihre Ausführungen dahin
gehend, diese Erhöhung gemeint zu haben.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 09/31 gehe weiter als Zif-
fer 1 des Änderungsantrags 09/45, während der Änderungsantrag 09/14 wiederum
weiter gehe als Ziffer 2 des Änderungsantrags 09/45. Er lasse daher in folgender
Reihenfolge über die Änderungsanträge abstimmen: 09/31, 09/14, 09/45.

Die Änderungsanträge 09/31 und 09/14 werden jeweils mehrheit -
lich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/45 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 09/33 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Der Vorsitzende erklärt, der Änderungsantrag 09/32 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 09/46 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 09/32 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/46 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Der Vorsitzende äußert, der Änderungsantrag 09/15 gehe weiter als die Än-
derungsanträge 09/6 und 09/47 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Die Änderungsanträge 09/15 und 09/6 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/47 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0921 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0922

Gesundheitspflege

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 09/16, 09/50, 09/51, 09/48, 09/49,
09/17, 09/18, 09/52, 09/53, 09/19 Ziffer 1, 09/34, 09/19 Ziffer 2, 09/2 und 09/35
mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD nimmt Bezug auf Titel 684 02 – Zu -
schüsse an Ersatzschulen für Berufe des Gesundheitswesens, die nicht mit Kran -
ken häusern verbunden sind – und äußert, bei der Änderung des Privat schul -
gesetzes sei der Eindruck entstanden, dass vor allem die Schulen für Physiothera-
pie die Verlierer seien. Es gebe zwei staatliche Schulen. Von Interesse sei aber,
wie die privaten Schulen künftig existieren könnten.

Was Titel 891 91 – Zuschüsse für Investitionen an kommunale und sonstige öf-
fentliche Krankenhäuser – anbelange, erinnere sie an die Beratungen des letzten
Haushalts. Damals sei dafür plädiert worden, die diesbezüglichen Mittel nicht
zurückzufahren, sondern auf dem Stand des Haushalts 2016 zu belassen.

Das Thema Digitalisierung besitze im Gesundheitswesen besondere Bedeutung.
Mit dem einschlägigen Änderungsantrag seien Mittel in Höhe von 50 Millionen €
beantragt worden, weil die Mittel für das von der Landesregierung aufgelegte
Programm für diesen Bereich wahrscheinlich nicht ausreichten. Ihrer Fraktion sei
es ein großes Anliegen, die Zukunft der Krankenhäuser auch im Bereich der Digi-
talisierung zu sichern.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP spricht ebenfalls Titel 684 02 – Zu -
schüsse an Ersatzschulen für Berufe des Gesundheitswesens, die nicht mit
Kranken häusern verbunden sind – an. Er legt dar, das Sozialministerium habe für
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die Schulen für Physiotherapie die Durchführung einer erneuten Prüfung signali -
siert. Es lägen bereits verschiedene Gutachten zur Kostenermittlung vor – eines
vom Verband und eines habe die vorherige Sozialministerin in Auftrag gegeben –,
was allerdings nicht abgebildet sei. Ihn interessiere daher die Absicherung durch
das Sozialministerium im Hinblick auf die Entscheidungen im Jahr 2018.

Im Weiteren erläutert er den Änderungsantrag 09/2 seiner Fraktion. Es sei nicht
nachzuvollziehen, dass die Landesregierung den Begriff „implizite Verschul-
dung“ überall dort formuliere, wo eigene Häuser saniert würden. Wenn es aber
darum gehe, den Haushalt zumindest ein wenig zu sanieren, gehe man auf die ex-
plizite Verschuldung. Dies sei in der Außendarstellung nicht vermittelbar und
sollte ein Impuls dafür sein, die Höhe der Mittel nicht zu reduzieren, sondern
beizubehalten.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE verweist auf den derzeit stattfindenden
Prozess hinsichtlich der bei den Physiotherapieschulen benötigten Mittel und der
Festlegung von Kriterien. Darüber hinaus sei im Bundestagswahlkampf das Votum
etlicher Parteien gewesen, der Bund müsse hier ebenfalls handeln. Ebenso stünden
nach ihrer Kenntnis die Schulen für Ergotherapie entsprechend im Dialog. Es gelte
daher, einerseits die Aufwendungen erst einmal zu beziffern, andererseits aber
auch noch abzuwarten.

Es sei richtig, bei diesem Thema alle einzubeziehen. Insofern sei der Dialog zu
diesem Zeitpunkt richtig. Wenn die Mittel dann beziffert seien, müssten sie
etatisiert werden, um dem Grundsatz von Haushaltsklarheit und Haushaltswahr -
heit Rechnung zu tragen.

Baden-Württemberg müsse sich bei den Krankenhäusern nicht verstecken. Selbst -
verständlich seien Mittelkürzungen nie angenehm. Tatsache sei aber auch, dass in
Baden-Württemberg in der Regel über 90 % der förderfähigen Mittel bezahlt wür-
den und die Pro-Kopf-Förderquote sehr hoch sei. Natürlich wäre hier ein Mehr er-
freulich, wobei dann an die Förderrichtlinien und an die förderfähigen Mittel
herangegangen werden müsste, was teilweise jedoch nicht in der Hand des Lan-
des liege.

Es sei verständlich, dass Krankenhäuser, die aufgrund ihrer schwierigen Struktur
nichts erhielten, enttäuscht seien und entsprechend agierten. Insgesamt sei aber
auch hier ein guter Prozess aufgesetzt, um das Gesundheitssystem weiterhin
tragfähig zu halten, und Mittel würden nicht leichtfertig nicht etatisiert.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bezeichnet die Krankenhausversorgung als
ökonomisiert, weil immer mehr Private Abteilungen aus den Strukturen he raus -
zögen. In der Folge herrschten teilweise untragbare Zustände, was die Entfernun-
gen anbelange, und gerade im ländlichen Raum gingen mit speziellen Erkrankun-
gen oftmals weite Wege einher. Dem müsse entgegengewirkt werden, um die
Versorgung in der Fläche zu gewährleisten.

Es gelte, die bisherigen Strukturen zu erhalten. Seine Fraktion erachte die Kran -
kenhausversorgung als Non-Profit-Organisation und begehre deshalb mit den Än-
derungsanträgen 09/34 und 09/35 eine entsprechende Etaterhöhung.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bittet um Auskunft, wie sich die Mittel
zur Krankenhausfinanzierung im Verhältnis zur mittelfristigen Finanzplanung
darstellten.

Der Minister für Soziales und Integration trägt vor, die Zuständigkeit für die mit-
telfristige Finanzplanung bzw. die Mittel des KIF für Krankenhäuser obliege
grund sätzlich dem Finanzministerium. Dennoch sei dieser Plafond eingezogen
worden. Bei den Krankenhäusern sei man von einer Anmeldeliste mit einem Vo -
lumen von 1,6 Milliarden € gekommen. Der Stand am 31. Dezember 2016 habe
470 Millionen € betragen.

Natürlich gebe es freigemeinnützige Krankenhäuser, die nicht auf Gewinnerzielung
ausgerichtet seien. Krankenhäuser seien aber keine Non-Profit-Organisationen, son-
dern aufgrund bundesgesetzlicher Vorschriften angehalten, qualitative Leistungen
zu erbringen und wirtschaftlich vertretbar zu arbeiten. Baden-Württemberg habe
diesbezüglich viel geleistet und befinde sich auf einem guten Weg.

Die jetzige moderate Kürzung sei der Struktur des Hauses geschuldet. Es handle
sich um ein kleines „Programmhaus“, das quasi über keinen Personalkörper und
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nur über sehr wenige Spielräume verfüge. In diesem Bereich könnten lediglich
Angebote zur Konsolidierung gemacht werden; mit allem anderem würden Struk-
turen zerstört.

Das Gesundheitswesen beinhalte eine sektorenübergreifende Versorgung im
Krankenhausbereich und im niedergelassenen Bereich sowie die Stärkung der
Pflegestrukturen, des ÖGD und der Kommunalen Gesundheitskonferenzen.
Darüber hinaus seien Netzwerke gebildet worden. Baden-Württemberg sei in
diesen Punkten gut aufgestellt.

Des Weiteren verfüge Baden-Württemberg über ein Digitalisierungsprogramm.
Es habe als einziges Bundesland einen eigenständigen Digitalisierungsbeirat, und
für die Umsetzung der Strategie „Digitalisierung in Medizin und Pflege“ stünden
4,3 Millionen € zur Verfügung. Die Digitalisierung umfasse sowohl den Hard -
wareaspekt als auch den telematischen und telemedizinischen Aspekt, und bei der
letz ten Gesundheitsministerkonferenz sei eine Weiterführung der Mittel für In-
vestitionen Thema gewesen.

Die Krankenhausplanung erstrecke sich auf einen Zeitraum von sieben bis zehn
Jahren und reiche bis zur Stufe 9. Klinikträger schafften eine Förderfähigkeit bei
den förderfähigen Mitteln bis zu über 90 %, was sich in der Regel bei 50 bis 55 %
der Gesamtsumme einpendle. Im Bundesvergleich würden die besten Quoten er-
reicht; mehr lasse sich im Gesamtportfolio nicht darstellen. Ziel dieses Haushalts
sei eine gute Gesundheitsversorgung für jeden.

Zu den Physiotherapieschulen sei anzumerken, dass dem Entschließungsantrag
zum Privatschulgesetz entsprechend eine Expertenrunde unter Federführung des
Ministeriums einberufen worden sei. Nachdem die nächste Inanspruchnahme the-
oretisch zum neuen Schuljahr 2018/2019 stattfinde, könne ein Vorschlag vorge -
legt werden, wonach eine erzielte Wirkung so eingesetzt werde, dass sie gültig
sei. Die Schulen und die Träger seien mit diesem Vorgehen einverstanden.

Dennoch habe bei den Ersatzschulen für Berufe des Gesundheitswesens, die nicht
mit Krankenhäusern verbunden seien, eine Mittelerhöhung von rund 24 Millionen €
auf 27 Millionen € stattgefunden. Eine Mittelanpassung sei damit erfolgt, und es
werde jetzt der Frage der eigenständigen Kopfsätze nachgegangen. Die Schulen
für Ergotherapie würden dabei einbezogen – niemand solle außen vor gelassen
werden. In Absprache mit den Regierungsfraktionen und dem Finanzministerium
würden dann für die Beratungen eines etwaigen Nachtragshaushalts Vorschläge
zur Umsetzung unterbreitet.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP teilt mit, seines Wissens umfasse
das von der früheren Sozialministerin in Auftrag gegebene Gutachten nicht nur
die Schulen für Physiotherapie, sondern auch die Schulen für Logopädie. Er gehe
deshalb davon aus, dass alle Bereiche eingeschlossen seien.

Der Minister für Soziales und Integration bestätigt dies.

Der Änderungsantrag 09/16 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 09/50 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 09/51 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Den Änderungsanträgen 09/48 und 09/49 wird jeweils einstimmig
bei einigen Enthaltungen zugestimmt.

Der Änderungsantrag 09/17 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Der Vorsitzende erklärt, der Änderungsantrag 09/18 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 09/52 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 09/18 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 09/52 und 09/53 stimmt der Ausschuss je -
weils mehrheitlich zu.
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Der Vorsitzende äußert, Ziffer 1 des Änderungsantrags 09/19 gehe weiter als der
Änderungsantrag 09/34 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Ziffer 1 des Änderungsantrags 09/19 und der Änderungsantrag 09/34
werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende teilt mit, Ziffer 2 des Änderungsantrags 09/19 gehe weiter als die
Änderungsanträge 09/2 und 09/35 und werde daher zuerst zur Abstimmung ge -
stellt.

Ziffer 2 des Änderungsantrags 09/19 sowie die Änderungsanträge
09/2 und 09/35 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0922 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich
genehmigt.

Kapitel 0930 einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende spricht die Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen sowie die
Zukunftsoffensive III für den Bereich des Sozialministeriums an und erläutert,
dies betreffe Kapitel 1212 Titel 359 05 – hier: Investitionszuschuss für Sanierun-
gen an die Zentren für Psychiatrie –, Kapitel 0930 Titel 891 02 sowie Kapitel
1221 – Zukunftsoffensive III – Titelgruppen 85 und 86. Die Abstimmung erfolge
im Rahmen der Beratung des Einzelplans 12 in der Sitzung am 30. November
2017, bei der die einzelnen Fachministerien jedoch nicht mehr vertreten seien.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet den Minister um seine Bewertung,
ob das Ministerium bei der Verteilung der Mittel aus den Projekten der Zukunfts -
offensiven III und IV, der Zukunftsinvestitionen sowie der Sanierungs- und Er-
haltungsmaßnahmen gut bedient worden sei.

Der Minister für Soziales und Integration erinnert daran, dass in den letzten
Jahren und auch unter dem früheren Finanzminister die Mittel für die Sanierun-
gen nicht zur Verfügung gestanden hätten. Er fügt hinzu, jetzt sei es gelungen,
Regelungen zu treffen, weil die Zielrichtung konzeptionell bekannt sei. Mit den
im Haushalt eingestellten Mitteln lasse sich die Arbeit sehr gut erledigen.

Der Vorsitzende schließt die Beratung des Einzelplans 09 und dankt den Vertre -
terinnen und Vertretern des Sozialministeriums für die Teilnahme an der Sitzung.

07. 12. 2017

Peter Hofelich
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Anlage 1

Empfehlung und Bericht
des Ausschusses für Soziales und Integration

an den Ausschuss für Finanzen

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 6. November 2017
–  Drucksache 16/3009

48. Landesjugendplan Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2018/2019

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 6. November 2017 – Drucksache
16/3009 – Kenntnis zu nehmen.

15. 11. 2017

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Andreas Kenner Rainer Hinderer

B e r i c h t

Der Ausschuss für Soziales und Integration beriet die Mitteilung Drucksache
16/3009 in seiner 15. Sitzung am 15. November 2017. 

Der Vorsitzende des Ausschusses merkte im Vorfeld an, ein Teil der Diskussion
zum 48. Landesjugendplan habe bereits im Rahmen der Anhörung des Landesju-
gendrings zu Beginn der Ausschusssitzung stattgefunden. 

Eine Abgeordnete der AfD brachte vor, die AfD sowie deren Jugendorganisation
stünden zum Grundgesetz und zu den Menschenrechten. Sie empfinde es als
merkwürdig, dass mit DITIB gearbeitet werde, während die Jugendorganisation
der AfD ausgegrenzt werde. 

Ein Abgeordneter der Grünen wies darauf hin, dass die Grüne Jugend auch kein
Mitglied des Landesjugendrings sei. Die parteipolitischen Jugendorganisationen
gehörten nicht zu den Mitgliedsorganisationen des Landesjugendrings. 

Eine weitere Abgeordnete der AfD entgegnete, die Politik finanziere die Bil-
dungsreferenten und Jugendleiter. Die Jugendorganisationen des Landesjugend -
rings arbeiteten politisch, es sei in der Anhörung auch gesagt worden, dass sie
Demokratie vermitteln sollten. Sie halte es für selbstverständlich, dass sämtliche
gesellschaftliche Meinungen abgebildet würden. Der Landesjugendring schließe
aber in seiner Präambel bestimmte Meinungen aus, das sei für sie nach den Aus-
führungen in der Anhörung eindeutig. 

Der Minister für Soziales und Integration bemerkte, seine Vorrednerin habe bei
ihren Ausführungen zum Landesjugendplan im Jahr zuvor einen nahezu iden -
tischen Wortlaut benutzt. 

Er führte aus, das Land fördere Jugendorganisationen. Diese verpflichteten sich
selbst auf ihren Wertekodex. Wie sie ihre Bildungs- und Jugendarbeit im Rahmen
der vereinbarten Spielregeln gestalteten, sei nicht die Aufgabe des Landes, son-
dern die Aufgabe der Jugendorganisationen selbst. Das Land stehe in einem Dia-
log mit den Jugendorganisationen, um diese zu stärken, damit sie ihren eigenen
Diskussionsprozess gestalten könnten.
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Die parteipolitischen Jugendorganisationen seien im Ring politischer Jugend or-
ganisiert. Dort gebe es die Möglichkeit für parteipolitische Jugendorganisationen,
Mitglied zu werden und eine Förderung zu erhalten, wenn die Voraussetzungen
erfüllt seien. Eine Fördervoraussetzung sei, dass die entsprechende politische
Fraktion zwei Legislaturperioden im Landtag habe vertreten sein müssen. Dies sei
aber nicht das Thema der jetzigen Diskussion. 

Hier gehe es darum, junge Menschen zu stärken, ihnen die Möglichkeit der
gesellschaftspolitischen Beteiligung zu schaffen und die gesamte Breite der Be -
dürfnisse junger Menschen in der Beteiligung zu ermöglichen. Dazu gehörten
beispielsweise auch jugendpolitische Themen, wie sie im Jugendlandtag in der
Woche vor der Ausschusssitzung abgebildet worden seien. Der Landesjugendring
stelle als Dachverband den Partner für die verbandliche Jugendarbeit dar. Die
Mitwirkung in einer Jugendorganisation führe oftmals dazu, dass sich die jungen
Menschen später weiter politisch oder gesellschaftlich beteiligten. 

Er bedanke sich an dieser Stelle ganz herzlich bei den anwesenden Vertretern des
Landesjugendrings. Die Arbeit könne eine Herausforderung darstellen, die Inte -
ressenslagen der Mitgliedsorganisationen seien nicht immer homogen. Der Lan-
desjugendring stehe vor der Herausforderung, immer wieder junge Menschen
zusammenzuführen. Ein gutes, respektvolles Miteinander sei dabei entscheidend. 

Ein Abgeordneter der SPD legte dar, Jugendarbeit bedeute für ihn, dass die The-
men gerade nicht von ihm bestimmt würden. Auch ein Bildungsreferent gebe
keine Themen vor. Wer mit Jugendlichen arbeite, wisse, dass das gesamte Spek-
trum an Meinungen von ganz links bis ganz rechts abgebildet werde. Ein Bil-
dungsreferent müsse diese Themen aufnehmen, es dürfe keine Tabus geben. Dann
sei die Meinungsvielfalt gegeben. 

Er müsse es aushalten, dass Jugendliche Dinge täten, die er nicht tun würde, und
auch Themen diskutierten, bei denen er eine andere Meinung habe. Wenn die Ju-
gend dies nicht tun würde, käme das Land nicht voran. Das Land bezuschusse die
Verbände, aber dennoch könne nicht verlangt werden, dass die Meinungen allen
gefielen. Hier gebe es bei der Förderung auch einen Vertrauensvorschuss. 

Die gleiche Diskussion finde bei den Themen Kunst und Musik statt. Dem einen
gefielen die Ausstellungen oder Aufführungen, dem anderen nicht. Auch hier
werde gefördert, ohne zu kontrollieren. Das unterscheide dieses Staatswesen von
anderen Staatswesen. Dies gehöre zur Vielfalt der Gesellschaft, die er erhalten
wolle, und er gehe davon aus, dass ihm die anderen diesbezüglich zustimmten. 

Die zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD antwortete ihrem Vorred-
ner, diese Ausführungen reichten ihr. Wenn er sage, dass dies so abgebildet
werde, stelle es sie zufrieden, sie habe nichts anderes hören wollen. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der SPD äußerte, der Landesjugend-
plan beschreibe sehr gut, welche Projekte in den letzten Jahren gelaufen seien.
Für ihn sei aber nicht immer nachvollziehbar, was für die Jahre 2018, 2019 und
2020 geplant sei. Ihm fehle hier der Ausblick. 

Des Weiteren stehe im Landesjugendplan, dass sich die Zahl der im Ressortbe -
reich des Sozialministeriums bei den Verbänden angestellten Bildungsreferenten
seit 2013 um 22 Personen erhöht habe. Er frage, ob der Minister ihm sagen könne,
wie viele dieser Bildungsreferenten dazugekommen seien, seit er Minister sei. 

Eine Abgeordnete der SPD merkte an, es stelle sich die Frage, ob die Diskussion
über die DITIB, die in der aktuellen politischen Situation geführt werde, auf die
Jugend übertragen werden solle oder nicht. Ihres Erachtens sei es wichtig, dass
das Land sowie die Verbände mit den in den Jugendverbänden der DITIB organi -
sierten Jugendlichen im Gespräch blieben. Sie bezweifle, dass es zielführend sei,
diese Jugendlichen auszugrenzen, sodass kein Kontakt und kein Einfluss mehr
gegeben seien. 

Ihres Erachtens sei dies ein wichtiges Thema, das an anderer Stelle vielleicht noch
einmal diskutiert werden sollte. Die Bemerkung diene auch als Anregung für die
Vertreter des Landesjugendrings und des Ministeriums, sich über dieses Thema
Gedanken zu machen. 

Die zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD stimmte ihrer Vorrednerin
zu, dass dringend darüber nachgedacht werden müsse, ob die DITIB-Jugend -
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organisationen ausgegrenzt würden oder nicht. Sie fuhr fort, wenn nicht mehr
miteinander gesprochen werde, könnten die Jugendlichen auch nicht mehr zu -
rück geholt werden, wenn sie in irgendeine Richtung abdrifteten. 

Sie persönlich sei dafür, die Jugendorganisationen der DITIB aufzunehmen oder
zumindest im Gespräch zu bleiben. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der Grünen bemerkte, er begrüße die
Klarstellung seiner Vorrednerin. Denn mit den Jugendorganisationen der DITIB
im Gespräch zu bleiben, sei ein wesentlicher Punkt. Beispielsweise sei auch der
Bund der alevitischen Jugend, der politisch völlig anders orientiert sei als die
DITIB-Jugend, Mitglied im Landesjugendring. Auf diese Weise könnten die Or-
ganisationen in einen demokratischen Streit treten, der wichtig sei. 

Es sei wichtig, Organisationen wie die DITIB in einen aktiven, auch strittigen 
Dialog einzubinden, um nicht Gefahr zu laufen, dass diese sich dann in einer Pa -
rallelgesellschaft abschotteten. Allerdings merke er an, dass die DITIB-Jugend
vom Dachverband unterschieden werden müsse. 

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, er habe eine etwas andere Sichtweise.
Etliche Vorstände der DITIB-Jugend seien aufgrund der Einflussnahme aus der
Türkei zurückgetreten. Sie hätten gesagt, sie könnten nicht mehr das umsetzen,
was sie als Jugendliche in Deutschland erreichen wollten. DITIB sei der tür -
kischen Regierung unterstellt; die direkte Einflussnahme sei immens. 

Es müsse genau beobachtet werden, ob in der DITIB-Jugend ein demokratischer
Streit und Dialog stattfinde oder nicht. Denn ansonsten stelle sich die Frage, ob
über den Landesjugendplan Strukturen finanziert würden, die nicht gewünscht
seien. Es gehe bei dieser Diskussion nicht darum, ob jemand ausgegrenzt werde.
Es sei wichtig, gegenüber allen Gruppen innerhalb der Gesellschaft immer ge -
sprächsbereit zu bleiben. Diese institutionellen Strukturen durch eine Finanzie -
rung durch das Land noch zu verstärken und zu unterstützen, sei allerdings etwas
anderes. Dies gehe seines Erachtens bei der DITIB-Jugend nicht. 

Dieses Thema müsse allerdings an anderer Stelle ausführlich diskutiert werden.
Es müsse analysiert werden, wie die DITIB-Jugend strukturiert sei und wofür die
Gelder verwendet würden. 

Die zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD merkte an, am Anfang der
Diskussion sei es von ihrer Seite deshalb emotionaler zugegangen, weil ihre Frak-
tion den Eindruck habe, dass die Jugendorganisation der AfD ausgegrenzt werde. 

Sie stimme zu, dass es wichtig sei, mit der DITIB-Jugend im Gespräch zu bleiben.
Gleichzeitig dürften aber Strukturen, die keine demokratischen Strukturen dar -
stellten, nicht unterstützt werden. 

Der Minister für Soziales und Integration erklärte, die 22 genannten Bildungsre -
ferenten seien seit dem Regierungswechsel neu dazugekommen. Diese Stellen
seien teilweise natürlich auch durch die Arbeit in der letzten Legislaturperiode
vorhanden gewesen. Er erinnere an die Verwaltungsvorschrift, die gemeinsam
geändert worden sei. Die Einstellung der Bildungsreferenten sei eine Gemein-
schaftsleistung gewesen, die Umsetzung sei in der jetzigen Legislaturperiode er-
folgt. 

Einvernehmlich beschloss der Ausschuss, dem federführenden Ausschuss für Fi-
nanzen zu empfehlen, von der Mitteilung Drucksache 16/3009 Kenntnis zu
nehmen. 

08. 12. 2017

Andreas Kenner
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